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SACHVERHALT UND ANTRIGE 

uer øescnweraerunrer reicnte am i'i. November io'+ aie 

europische Patentanmeldung Nr. 84 113 758.1 persönhich 
em. Die Grundfrist zur Zahiung der Anmelde- urid der 
RecherchengebUhr gemät3 Artikel 78(2) EPfJ lief somit am 
14. Dezember 1984 ab. Bis zurn Ablauf dieser Frist war 
beim Europischen Patentaznt keine Zahiung eingegangen. 
Nach Regel 83 EPU lief die Nachfrist gemä3 Regel 85(a) 

EPti am 14. Februar 1985 ab. Die Anmelde-, Recherchen-
und ZuschlagsgebUhren wurden am 15. Februar durch Scheck 

gezahit. 

Dem BeschwerdefUhrer wurde mit Bescheid vom 11. Márz 

1985 mitgeteilt, daB die Patentanmeldung gem13 Artikel 
90(3) EPU als zurUckgenommnen gelte. Auf die M6glichkeit 
des Nachweises gemäB Artikel 8(3) der GebUhrenordnung 9  

daB die Frist als eingehalten gelte, wurde hingewiesen. 

Mit Schreiben voin 10. Mai 1985 beantragte der Beschwer-

defUhrer eine Entscheidung der Eingangsstelle, ohne 
einen Nachweis gemäB Artikel 8(3) der GebUhrenordnung zu 

fUhren. Mit Entscheidung vom 3. Juni 1985 stelite die 

Eingangsstelle fest, daB die europische Patentan-
meldung als zurUckgenommeri gelte, weil die Anmeldege-

bihr und die Recherchengebtfhr nicht innerhaib der 
Fristen gem13 Artikel 78(2) und Regel 85(a) EPU ent-

richtet worden seien. 

Gegen diese Entscheidung legte der BeschwerdefUhrer am 

3. August 1985 unter Zahiung der Gebühr Beschwerde em. 

Er begrflndete diese am 5. Oktober 1985. 

In der von ihm selbst unterzeichneten BegrUndung trug 

der BeschwerdefUhrer vor, er habe am 1. Februar 1985 
einem Bankinstitut einen formgerechten Auftrag zur 
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tiberweisung der Anmelde-, Recherchen- und Zuschlagsge-
bfihr erteilt. Am 12. Februar 1985 habe er bemerkt, daB 
die Uberweisung nicht ausgeftihrt worden sei. Daher babe 
er den Uberweisungsauftrag zurfickgenommen und an das 
Europische Patentamt durch Eilboten einen Scheck fiber 
dieselbe Geldsumme gesandt, die beim Europäischen 
Patentamt am 15. Februar 1985 einging. 

In seiner Beschwerdebegrlindung hat der Beschwerdeffihrer 
unter Berficksichtigung der oben genannten Umstnde ge-
beten, daB die Frist zur Entrichtung der Anmelde- und 
Recherchengebfihr unter Anwendung der Bestirnmungen des 
Artikels 8(3)(b) der Gebfihrenordnung als eingehalten 
betrachtet werden solite. Hulfsweise beantragte er 
festzustellen, daB gem7Sl3 Regel 83(2) EPU die Einmonats-
frist des Artikels 78(3) am 15. November 1984 und die 
Zweimonatsfrist der Regel 85(a) EPU am 15. Dezember 1984 
begonnen htten, so daB die Frist gemäi3 Regel 85(a) EPU 
am 15. Februar 1985 geendet babe. Lege man diese Daten 
zugrunde, sei seine Zahiung rechtzeitig gewesen. 

Mit Bescheid vom 23. Januar 1986 wurde der Beschwerde-
ffihrer davon unterrichtet, daB die Kammer davon aus-
gehen werde, daB die Frist gemäB Regel 85(a) EPU am 14. 
Februar 1985 abgelaufen sei. Er wurde zur Vorlage 
hinreichender Beweismittel aufgefordert. Der Beschwer-
defihrer reichte eine Kopie seines Uberweisungsauftra-
ges vom 1. Februar 1985 und eine Kopie seines Schecks 
vom 12. Februar 1985 sowie eine eidesstattliche Ver-
sicherung vom 20. Mai 1986 em. 

ENTSCHEIDUNGSGRfJNDE 

1. Die Beschwerde entspricht den Artikeln 106 biB 108 und 

der Regel 64 EPtJ und ist daher zu1ssig. 
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2. 	Regel 83 EPU regelt die Berechnung von Fristen. Sind 

Fristen nach Monaten bestimmt, beginnt die Berech-nung 

an dem Tag, der dem Tag folgt, an dem das ent-

sprechende Ereignis eingetreten ist und die Frist endet 

an dem Tag des entsprechenden folgenden Monats, der 

dieselbe Zahi aufweist, wie der Tag, an dem das Ereignis 

eingetreten ist. Beginnt man die Berechnung an dem Tag, 

der dem Ereignis folgt, so steht eine Frist von einem 

oder mehreren vo11stndi gen Monaten zur VerfUgung, wenn 
die Frist an dem Tag mit derselben Zahi des folgenden 

Monats endet, den auch der Tag aufweist, an dem das 

Anfangsereignis eingetreten ist. 

Daraus folgt fUr den folgenden Fall: 

(a) Die Eininonatsfrist des Artikels 78(2) EPU lief am 

Dezember 1984 ab. Der Zeitraum vom 

November bis zum 14. Dezeinber 1984 em-

schlie3lich stelit eine Frist von einem you-

stndigen Monat dar. 

(b) Die Zweimonatsfrist gemâl3 Regel 85(a) EPU lief am 

14. Februar 1985 aus. Der Zeitraum vom 15. Dezember 

1984 bis zum 14. Februar 1985 einschlie3lich steilt 

eine Frist von zwei vo1lstndigen Monaten dar. 

Infolgedessen war im vorliegenden Fall der 

14. Februar 1985 der letzte Tag, an dem die Annielde-

und RecherchengebUhr zusammen mit der nach Regel 

85(a) EPU erforderlichen ZuschlagsgebUhr htten 

gezahit werden kbnnen. Unter diesen Umständen kann 

dem Vortrag des BeschwerdefUhrerS, daB sein Scheck 
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innerhaib der Frist der Regel 85(a) EPfJ eingegangen 

sei, nicht gefolgt werden. 

3. 	Artikel 8(3)(b) der Gebührenordndung bestimmt: 

"Gilt eine GebUhrenzahlung ..e erst nach Ablauf der 

Frist als eingegangen, innerhaib der sie htte erfolgen 

mUssen, so gilt diese Frist als eingehalten, wenn dem 

Amt nachgewiesen wird, daB der Einzahler sptestens 10 

Tage vor Alauf der genannten Frist in einem Vertrags-

staat: 

b) einen Auftrag zur tiberweisung des zu entrichten-

den Betrags einem Bankinstitut oder Postscheckaint 

formgerecht erteilt hat". 

Weil im vorliegenden Fall der Eingangsstelle lediglich 

bekannt war, daB die Scheckzahlung vom 12. Februar 1985 

am 15. Februar 1985 eingegangen war, da der Beschwerde-

fUhrer keinerlei Beweismittel Uber semen tiberweisungs-

auftrag vom 1. Februar 1985 eingereicht hatte, befaBt 

sich die Entscheidung der Eingangsstelle nicht mit der 

Bedeutung des tiberweisungsauftrages, sonderri fUhrt 

lediglich aus, daB die Zahiung der entsprechenden Ge-

bihren erst nach Ablauf der Frist vorgenonnen worden 

sei, in der sie htte vorgenommen werden mflssen. 

Nach Auffassung der Kammer ist jedoch in den vorgeleg-

ten Beweismitteln, nm1ich der BeschwerdebegrUndung, 

die der Beschwerdefihrer selbst unterschrieben hat, die 

von ihm selbst unterzeichnete eidesstattliche Versiche-

rung, das Doppel des Uberweisungsauftrages vom 1. Fe-

bruar 1985 und die Kopie des Schecks vom 12. Februar 

1985, ausreichend dargetan, daB der Beschwerdefahrer 
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mehr als 10 Tage vor dem 14. Februar 1985 einen formge-
rechten Uberweisungsauftrag seirier Bank zur Uberweisung 

eines ausreichenden Geldbetrages gegeben hat. Obgleich 
der Uberweisurigsauftrag am 12. Februar 1985 storniert 

wurde, weil der BeschwerdefLffirer verstnd1icherweise 

fUrchtete, daB er nicht mehr fristgerecht ausgefUhrt 
werden wUrde, ergibt sich zur fiberzeugung der Kammer aus 
den vorgelegten Beweismittein, daB der Scheck vom 12. 
Februar 1985 an die Stelle des Uberweisungsauftrages 
treten solite. Tinter den besonderen Gegebenheiten theses 

Falles erachtet die Kammer die Voraussetzungen gemI3 
Artikel 8(3)(b) der GebUhrenordnung als erfUlit. 
Demgemäl3 gilt die Frist zur Entrichtung der Anrneldege-
bUhr und der RecherchengebUhr gemäB Artikel 78(2) EPU 
als eingehalten. 

	

4. 	Obwohl der Beschwerde stattgegeben wird, halt es die 
Kammer nicht fUr billig, die RUckzahlung der Be-

schwerdegebUhr anzuordnen, weil der BeschwerdefUhrer 

es unterlassen hatte, bereits im Verfahren vor der 

Eingangsstelle die erst im Beschwerdeverfahren vor-

gelegten Beweismittel geltend zu machen. Der Em-
gangsstelle konnte daher nicht bekannt sein, daB der 

BeschwerdefUhrer seiner Bank bereits am 1. Februar 1985 
einen tiberweisungsauftrag zur tJberweisung eines aus-

reichenden Geldbetrages gegeben hatte. 

ENTSCHEIDUNGSFORMEL 

Aus diesen GrUnden wird entschieden: 

	

1. 	Die Entscheidung der Eingangsstelle vom 3. Juni 1985 

wird aufgehoben und die Armieldung wird zur Fortsetzung 

des Verfahrens an die Eingangsstelle zurUckverwiesen. 
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2. 	Es wird festgestel]t, da2 die Frist gem3 Artike]. 
78(2) EPU zur Zahiung der Anmelde- und RecherchengebUhr 

eingeha].ten worden jet. 

Der Geschäftastellenbeamte: 
	Der Vorsitzende 

B A Norman 
	

P Ford 

a 
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